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Für höhere Aufgaben vorgesehen? – Die chinesische Marine zeigt in Hongkong Präsenz. SAWAYASU TSUJI / GETTY

Putin wird nicht mit Xi
in den Krieg ziehen
Russland und China könnten theoretisch gemeinsam militärisch gegen den Westen vorgehen.
Doch der Machthaber im Kreml ist zu schwach und kann daran kein Interesse haben.
Gastkommentar von Janos I. Szirtes

Der russische Präsident Putin droht unterschwellig
mit einem Angriff auf östliche Nato-Länder, und
Experten, die davon ausgehen, dass er solche Pläne
ernsthaft verfolgt, verorten den Zeithorizont dafür
bei zwischen ein und neun Jahren.Unlängst brachte
der Nato-GeneralsekretärMark Rutte dieMöglich-
keit zur Sprache, dass China für einen bevorstehen-
denAngriff aufTaiwan den Kreml darum ersuchen
könnte, die Nato in Europa «zu beschäftigen».

Wenn an diesem Szenario etwas dran ist,
müsste ein Angriff auf Taiwan mit Einbindung
Putins bald stattfinden, denn je mehr Zeit ver-
geht, desto mehr erodieren die Grundlagen für
ein solches gemeinsames Vorgehen. Die nunmehr
einsetzende ernsthafte Aufrüstung Europas wird
einen militärischenAngriff Russlands auf die Nato
zunehmend sinnlos machen.

Einsicht in die Bedrohung
Eine massive Erhöhung der nationalen Rüstungs-
budgets, wie DonaldTrump sie forderte,wurde von
den Nato-Mitgliedern lange als ökonomisch untrag-
bar bezeichnet. Nachdem sie lange Zeit von einer
wirtschaftlichen Katastrophe gesprochen hatten,
falls ihre durchschnittlichen Militärausgaben von
1,9 Prozent (2024) auf 3,5 Prozent steigen, gaben
sie nunmehr die Zusage zu 5 Prozent.

Trump, der erst kürzlich die Forderung von
5 Prozent erhob, erfüllt selber nicht diesen An-
spruch. Er glaubte wohl ursprünglich, seiner
aggressiven Verhandlungstaktik entsprechend,
dass man sich bei dieser Vorgabe auf 3,5 Pro-
zent einigen würde. Es kam anders, wobei keines-
wegs Washington ausschlaggebend war. Ursache
für die üppige Erhöhung der Verteidigungshaus-
halte war die Einsicht in die Bedrohung, die von
Putin ausgeht.Was wiederum belegt, dass die rus-

sische Strategie, Europa mit dem Einmarsch in die
Ukraine einseitig ein neues Sicherheitssystem auf-
zuzwingen, kontraproduktiv ist.

Die chinesische Interessenlage in Bezug aufTai-
wan ist klar.Wie Putin auf Pekings Bitte nach mili-
tärischer Unterstützung reagieren würde, ist unge-
wiss. Auf der einen Seite ist er für seinen Krieg in
der Ukraine sehr stark von chinesischen Dual-Use-
Gütern abhängig. An die 70 Prozent der in Russ-
land verarbeiteten Drohnen- und Raketenbestand-
teile stammen aus China, das Handelsvolumen zwi-
schen den beiden Ländern hat sich seit dem Be-
ginn der Invasion verdoppelt. Bei einem Feldzug
Pekings gegenTaiwan würden die chinesischen Lie-
ferungen jedoch wegen Eigenbedarf versiegen oder
womöglich ganz aufhören. Dies kann nicht im In-
teresse des Kremls liegen.

Auf der anderen Seite ist Peking mit einem er-
heblichen Anteil an der Abnahme der mit Sank-
tionen belegten Rohstoffe beteiligt und füllt da-
mit Putins Kriegskasse. Eine Ablehnung der Bitte
wäre daher schwierig.Dennoch kann sich Russland
einen mitWaffen ausgetragenenMehrfrontenkrieg
aus politischen, wirtschaftlichen und militärischen
Gründen nicht leisten.

Unterschätzte Schlagkraft
Putin ist aussenpolitisch bereits jetzt isoliert, was
die für Russland unvorteilhaften Entwicklungen in
Syrien, Iran oderArmenien belegen.Die russischen
Wirtschaftsaussichten sind negativ, die Entwicklung
des Bruttoinlandproduktes (BIP) stottert, die In-
flation ist zweistellig, neben der Rüstungsindus-
trie, deren Investitionsvolumen 2025 bereits wie-
der abnimmt, gibt es keine Entwicklung in der zivi-
len Produktion. Das russische Budgetdefizit steigt
ohne jede Hoffnung, dass die Mehrausgaben durch

Kredite zu decken sind.Die Sozialleistungen für die
Bevölkerung sinken. Verwendbare Reserven dürf-
ten Ende dieses Jahres ausgehen.

Militärisch kommen die Russen in der Ukraine
trotz Vorteilen und Übergewichten nicht erwar-
tungsgemäss voran. Die Ideologie und Propaganda
von der bärenstarken, unbesiegbaren russischen
Armee istwiderlegt.Putin vermag seit überdrei Jah-
ren die nach allen Kriterien kleinere Ukraine nicht
zubezwingen,wie soll er esdannmitdemNordatlan-
tikpakt aufnehmen, der 32 Länder umfasst?

Die unablässigen Sorgen und Bedenken,Europa
sei auf einen möglichen russischen Angriff nicht
vorbereitet und deshalb unterlegen, gehen an den
wirtschaftlichen und militärischen Wirklichkeiten
vorbei. Das EU-BIP ist 2024 achtmal so gross wie
jenes von Russland.Die Länder der EU geben dop-
pelt so viel für die Verteidigung aus wie Russland.
Die Militärausgaben Europas haben gegenwärtig
einenAnteil von 1,9 Prozent an der Gesamtsumme
der nationalen Budgets, während sie in Russland
7 Prozent ausmachen, und dennoch betragen die
europäischenVerteidigungsausgaben insgesamt das
Zweifache der russischen.Allerdings entspricht die
derzeitige Schlagkraft Europas nicht der zahlen-
mässig zuordenbaren Stärke. Die Vielzahl der ver-
wendeten Waffen, die teilweise miteinander nicht
kompatibel sind, lässt die europäische militärische
Schlagkraft sinken. Das Patchwork an Ausrüstung
macht die Sache zudem teurer.

Es gibt einhundertfünfzig verschiedene Waf-
fensysteme mit unterschiedlicher Munition. Jedes
Land setzt auf Eigenherstellung. Dadurch wer-
den die Serien klein und teuer. Zudem bezieht
Europa seine Militärausrüstung zu 80 Prozent aus
denUSA,was der europäischenWirtschaft schadet,
und mit dem erratischen Trump im Weissen Haus
kann man sich auf Nachschub nicht mehr ganz ver-
lassen. Erschwerend kommt bei einigen amerika-
nischen Waffen, zum Beispiel Stealth-Kampfflug-
zeugen des Typs F-35, hinzu, dass die Käufer der
fortschrittlichsten Technologie nicht über die voll-
ständigeAutonomie verfügen, die Geräte so einzu-
setzen,wie sie wollen. Sie bleiben in ihremHandeln
denVorgaben und Interessen der USA ausgeliefert.

Stärkere hybride Bedrohung
Die jahrelang vernachlässigten Investitionen in die
Rüstungsindustrie machen Europa schwächer, als
man aus den statistischen Angaben herauslesen
kann. Dennoch ist eine Überlegenheit gegenüber
Russland vorhanden, und die Nachrüstung wird
diese weiter erhöhen. Bei der Schwäche der Rüs-
tungsproduktion sollten die Lehren aus dem Zwei-
tenWeltkrieg nicht vergessen werden.

Zuerst Grossbritannien und später die USA hat-
ten in kürzester Frist die Rüstungswirtschaft hoch-
gefahren. Angesichts der wirtschaftlichen Über-
macht gegenüber Russland dürfte es Europa nicht
schwerfallen, die Produktion schnell zu steigern.
Die Ukraine selber konnte unter erschwerten Be-
dingungen die Drohnenproduktion bis jetzt auf das
Fünffache erhöhen und nimmt Kurs auf das Fünf-
undzwanzigfache. Die weitverbreiteten Bedenken,
der allgemeine Lebensstandard und die zivileWirt-
schaft litten unter erhöhtenVerteidigungsausgaben,
verkennen die Bedeutung der Grösse des Brutto-
inlandprodukts. Der damit verbundene Technolo-
gie- und Investitionsschub wird ebenfalls ausser
acht gelassen. Die aufgenommenen Kredite wer-
den durch Mehrproduktion rückzahlbar, und die
Wettbewerbsfähigkeit steigt.

Der militärische Vergleich zu Russland fällt
schon unter den heutigen Umständen zugunsten
Europas aus. Die mobilisierbaren Kräfte sind drei-
einhalb Mal so gross wie jene Russlands. Die Trup-
penstärke ist schon jetzt höher.MitAusnahme von
Atomwaffen hat die EU gegenwärtig ein Überge-
wicht anMilitärgerät: zweifach bei den Flugzeugen,
dreifach bei Panzern, um nur zwei Beispiele zu nen-
nen.Was das Ungleichgewicht bei denAtomwaffen
angeht, soll an Chruschtschows Einlassung zu die-
ser Frage erinnert werden: «Mir genügt es, einmal
den Feind vernichten zu können.» Für eine wirk-
sameAbschreckung, so wie sie sich Nordkorea an-
geeignet hat, reicht es. Für einen erfolgreichen kon-
ventionellen Angriff wird geschätzt, dass der An-
greifer mindestens ein dreifaches Übergewicht
haben muss, über das Russland nicht verfügt.

Ein militärischer Überfall auf die Nato wäre für
Russland schon jetzt Selbstmord. Eine Erfüllung
des chinesischen Ansinnens, die Nato in Europa
mit einem Angriff zu «beschäftigen», liegt ausser-
halb der tatsächlichen Möglichkeiten Putins. Dies
schliesst allerdings nicht aus, dass Putin mit dem
chinesischenWunsch flexibel umgeht.

Verweigern muss er ein klassisches militärisches
Vorgehen. Dies betrifft aber nicht eine weitere
Mobilisierung im hybriden Krieg, der schon jetzt
imGange ist und weiter verstärkt werden kann.Auf
diesem Gebiet hat Putin einen erheblichen Vor-
sprung, und er kann als ehemaliger sowjetischer
KGB-Agent auf eine lange Tradition und Erfah-
rung bauen. In diesem Punkt kannWladimir Putin
Xi Jinping entgegenkommen, ohne das Risiko eines
direkten Krieges einzugehen.

Janos I. Szirtes ist Politikwissenschafter und lebt in
Budapest.

Der mit der Nachrüstung
verbundene Technologie-
und Investitionsschub wird
gerne ausser acht gelassen.
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Gipfeltreffen von Trump und Putin

Die Ukraine hat allen Grund zur Besorgnis
ANDREAS RÜESCH

Wer dieser Tage durch regimetreue russische Zei-
tungen blättert, dem klingt das Triumphgeheul
förmlich entgegen.Am Gipfeltreffen der Präsiden-
ten Putin und Trump vom Freitag gehe es darum,
den Ukraine-Krieg zu Russlands Bedingungen
zu beenden, vermutet die «Iswestija». Das popu-
läre Blatt «Moskauer Komsomolze» titelt sogar:
«Katastrophe für Kiew». Trump und Putin hätten
die Ukraine in eine Zwickmühle gebracht. Wenn
die Regierung Selenski einen Friedensvorschlag
der beiden annehme, begehe sie politischen Selbst-
mord.Wenn sie ihn ablehne,werde sichTrump end-
gültig von der Ukraine abwenden.

Die Prognosen aus der russischen Propaganda-
küche zeigen die Überzeugung, dass dem Kreml mit
der Gipfel-Ankündigung ein Coup gelungen sei.Tat-
sächlich hat die Ukraine allen Grund zur Besorgnis.
Einmal mehr hat Trump seine Sprunghaftigkeit be-
wiesen – anstelle der für den 8.August angedrohten
Wirtschaftssanktionen gegen Russland gewährt er
Putin die Ehre eines Besuchs auf amerikanischem
Boden. Selenski hat keine Einladung erhalten – er
befürchtet deshalb, dass sich Trump im Vieraugen-
gespräch mit Putin manipulieren lassen wird. Wie
anfällig der Amerikaner für russische Desinforma-
tion ist, hat er wiederholt gezeigt. Bereits jetzt ist es

Putin gelungen, das Thema geschickt zu wechseln:
Plötzlich steht nicht mehr die Forderung nach einem
Waffenstillstand im Zentrum, sondern die Frage, auf
welche Territorien die Ukraine verzichten soll.

Die noch im Juli weitherum vermutete Kehrt-
wende Trumps in der Ukraine-Frage bleibt deshalb
vorläufig ein Phantom. Wenn es darauf ankommt,
scheut der amerikanische Präsident vor Härte gegen-
über Moskau zurück. Stattdessen flüchtet er sich in
seine Lieblingsrolle, jene des angeblich begnade-
ten «Dealmakers». Die Binsenwahrheit, dass Putin
westliche Unentschlossenheit als Schwäche auffasst,
scheint er nie verinnerlicht zu haben. Die angekün-
digten Strafzölle gegen Indien wegen des Ankaufs
von russischem Erdöl wären ein notwendiger An-
fang, aber ohne ähnliche Massnahmen gegen Russ-
lands Hauptpartner China bleiben sie Stückwerk.

Jene Parteifreunde Trumps, die auf eine Wende
hinarbeiteten, stehen nun mit abgesägten Hosen da.
DerVorsitzende des Senatskomitees fürAussenpoli-
tik, Jim Risch, hatte für den 8.August «Shock and
awe»-Sanktionen gegen Russland prophezeit, Straf-
massnahmen mit furchtbarerWirkung. Sein Senats-
kollege Lindsey Graham stellte Waffenlieferungen
an die Ukraine in rekordhohemUmfang inAussicht.
Darauf wartet man einen Monat später vergeblich.

Trotzdem steht keineswegs fest, dass sich in
Alaska die russischen Hoffnungen erfüllen und die

ukrainischen Befürchtungen bewahrheiten werden.
Zu unterschiedlich sind die Interessen des russischen
und des amerikanischen Präsidenten, als dass an der
Beringstrasse mit einem grossen Brückenschlag zu
rechnen wäre. Für beide hat die Gipfelbegegnung
vor allem einen kurzfristigen taktischenWert. Putin
sucht vor allem einen Zeitgewinn und die Chance,
die Ukrainer als Friedenshindernis darzustellen. Es
ist keineswegs so, dass er um diesesTreffen gebettelt
hätte.Monatelang zierte er sich, aufTrumpsAvancen
für einen Gipfel einzugehen. Erst jetzt, konfrontiert
mit dem amerikanischen Ultimatum, zog er diese
Jokerkarte und konnte dasWeisse Haus prompt be-
sänftigen. Nichts deutet darauf hin, dass er von sei-
nen Kriegszielen abrücken möchte.

Trump wiederum verspricht sich wohl vor allem
einen Prestigegewinn als Friedensvermittler. Aber
nach seinem Gespräch mit Putin könnte er mit lee-
ren Händen dastehen. Diese Situation sollten die
Unterstützer der Ukraine in Europa und Amerika
nutzen, um imWeissen Haus für eine realistischere
Politik zu werben.Worin diese bestehen müsste, ist
seit langem klar: Nur unter dem Druck von um-
fangreicheren Waffenlieferungen an die Ukraine
und härteren Sanktionen wird Putin seinen Feldzug
aufgeben. Westliches Appeasement dagegen wird
ihn darin bestärken, dass er seinen Kriegskurs noch
lange durchhalten kann.

Alltagsvorschriften als Rechtserlass

Es braucht kein gesetzliches Handyverbot für Schulen
DANIEL GERNY

Tiktok und Instagram funktionieren wie Salzgebäck
oder Gummibärchen:Beginnt man einmal zu knab-
bern, ist es unheimlich schwierig, damit aufzuhören.
Jeder, der sich ab und zu auf Social Media bewegt,
kennt das:Man schaut sich einVideo an, noch eines
und ein allerletztes – und schon ist die Zugfahrt zu
Ende.Auf demBildschirm ist eben immer etwas los.

An Schulen wird dieses Verhalten zu einem
ernsthaften Problem. Schülerinnen und Schüler
kleben selbst in den Schulstunden am Bildschirm.
Und statt in der Pause mit Kolleginnen und Kol-
legen zu plaudern oder Fussball zu spielen, wird
gepostet und gegamt. Das Smartphone sei in der
Schule viel zu präsent, sagte derWalliser Bildungs-
direktor Christophe Darbellay kürzlich.

Verschiedene Kantone haben deshalb vor den
Sommerferien gesetzliche Verbote für Smart-
phones an der Schule beschlossen oder angekün-
digt. In Nidwalden und im Aargau treten solche
Verbote mit dem Ende der Sommerferien in Kraft.
In anderen Kantonen wird auf parlamentarischer
Ebene über das Thema gestritten. Auf Bundes-
ebene arbeitet der Bundesrat an einemBericht, der
zeigen soll, ob Jugendlichen unter 16 Jahren der Zu-
gang zu Social-Media-Plattformen verboten wer-

den soll. Die Debatte dürfte in den kommenden
Wochen und Monaten also lauter werden.

Tatsächlich hat das Smartphone in der Mathe-
oder der Französischstunde meistens wenig bis
nichts zu suchen – das ist keine besonders bahn-
brechende Erkenntnis. Dabei geht es um mehr
als um Anstand und Disziplin: Das Smartphone
ist ein Zeitfresser und ein Aufmerksamkeitskiller.
Es stört den Lernfluss, beeinträchtigt die Konzen-
tration und verändert das Sozialverhalten. Aus in-
haltlicher Sicht gibt es deshalb keine Argumente
gegen eine Regulierung oder gar ein Verbot von
Gadgets im Schulbetrieb. Erfahrungen zeigen bei-
spielsweise, dass Pausen wieder lebendiger werden,
wenn Handys abgegeben werden müssen.

Zweifel sind allerdings angebracht, ob die Kan-
tone und der Bund die richtigen Akteure sind, um
die Sache in den Griff zu bekommen. Smartphones
und Social Media sind ja nicht einfach nur ein Übel.
Sie sind eine Realität, mit der die Jugendlichen im
Alltag und später im Berufsleben konfrontiert wer-
den. Sie bringen neben Gefahren und Ärgernissen
auch Nutzen undUnterhaltung.Kurz:Der sinnvolle
Umgang mit dem Smartphone ist anspruchsvoll, die
Abgrenzung vom dauernden Nachrichtenfluss ist
erst recht schwierig. Das muss erlernt sein. Gene-
relle Verbote aus den Rathäusern, die noch dazu

eher politisch als pädagogisch motiviert sind, eignen
sich deshalb nicht für den Umgang mit neuenTech-
nologien. Genau diese Erfahrung hat man bereits
zur Blütezeit der Videotheken in den 1990er Jah-
ren gemacht: Das damals eilig gezimmerte Gewalt-
darstellungs- und das Pornografieverbot vermoch-
ten den Zugang von Minderjährigen zu problema-
tischen Inhalten kaum einzuschränken. Sie sind im
Bildungsbereich praktisch bedeutungslos geblieben.

Die Durchsetzung von Handyverboten wäre
ohnehin Sache der Schulen und der Lehrperso-
nen – wer soll es auch sonst tun? Gelingt es ihnen
nicht, zu verhindern, dass Schülerinnen und Schü-
ler zu viel Zeit am Bildschirm verlieren, nützen
die strengsten Gesetze nichts. Sie dienten besten-
falls als Schützenhilfe für Schulleitungen, denen die
Autorität fehlt, um die Notwendigkeit von Smart-
phone-Regeln selber zu vermitteln. Schon heute
klagen Schulleitungen und Lehrpersonen über
einen Verlust an Autonomie und Autorität. Eine
Verlagerung vonAlltagsvorschriften auf Gesetzes-
stufe würde diese Tendenz verstärken. Das gilt im
Übrigen ebenso für dieWahrnehmung der Schüle-
rinnen und Schüler:Auch sie müssen die Erfahrung
machen, dass es Regeln und Umgangsformen gibt,
die verbindlich sind – auch wenn sie weder eine
Regierung noch ein Parlament beschlossen haben.

Trendwende in der Tech-Branche

Der Hype um KI ebbt langsam ab – zum Glück
ANNA WEBER

Noch im Februar hat Sam Altman an einer
Podiumsdiskussion in Berlin gesagt, GPT-5 werde
wahrscheinlich intelligenter sein als er selbst. Nun
hat Open AI nach mehreren Verzögerungen das
so vollmundig angekündigte KI-Sprachmodell
veröffentlicht. Erste Tests zeigen: GPT-5 ist zwar
etwas besser als alle bisherigen Chatbots – doch
von menschlicher Intelligenz ist es weit entfernt.

Revolutionäre Durchbrüche versprechen, sanf-
ten Fortschritt liefern: So läuft es gerade nicht nur
bei Open AI, sondern auch bei der Konkurrenz.
Das Tempo, in dem KI schlauer wird, hat sich in
den vergangenen Monaten deutlich verlangsamt.
Inmitten des Hypes macht sich eine leise Ernüchte-
rung breit. Für die KI-Unternehmen ist das ein Pro-
blem.Der Hype ist die Grundlage ihres Geschäfts-
modells. Anwender jedoch dürfen sich freuen.
Denn jetzt geht es endlich um ihre Bedürfnisse.

Die KI-Branche steckt in einem Dilemma: Fir-
men wie OpenAI sind an der Börse Hunderte Mil-
liarden wert,machen aber Jahr für Jahr riesigeVer-
luste. Die Einnahmen durch zahlende Kunden de-
cken bei weitem nicht die Kosten für das Trainie-
ren und Bereitstellen immer grössererModelle.Die
Firmen überleben nur, weil Investoren Unmengen

an Geldern bereitstellen – in der Hoffnung auf die
grosse KI-Revolution. Deswegen verkaufen die
CEO der Tech-Unternehmen unermüdlich Visio-
nen. Sam Altman verglich noch vor zwei Wochen
im Podcast «This Past Weekend» die Entwicklung
von GPT-5 mit dem Bau der ersten Atombombe.
Mark Zuckerberg träumte kürzlich in einem Blog-
Beitrag von superintelligenten persönlichen Assis-
tenten für jeden Menschen. Und der CEO von
Anthropic Dario Amodei schreibt in seinem Blog
von einem Land voller Genies in Rechenzentren,
die innerhalb eines Jahrzehnts von Hunger bis
Krebs alle Probleme derWelt lösen werden.

Noch im Frühjahr übertrafen sich die KI-Fir-
men mit immer besseren Modellen. Jetzt verlang-
samt sich der Fortschritt – zumindest an der Front
der grossen Sprachmodelle. Die KI-Modelle wer-
den zwar weiterhin rasant grösser, aber nicht mehr
rasant schlauer. Das Versprechen, superintelli-
gente KI sei in Reichweite, wird immer weniger
glaubhaft. Gleichzeitig reissen sich die KI-Unter-
nehmen derzeit um die begabtesten Entwickler.
Denn sie wissen: Der gigantische Hype um KI
lässt sich nicht mit kleinen, stetigen Verbesserun-
gen aufrechterhalten. Um die Investoren bei der
Stange zu halten, braucht es möglichst bald wie-
der grosse Durchbrüche.

Was die CEOderTech-Unternehmen zittern lässt,
sollte Endkunden freuen. Denn wenn die KI-Unter-
nehmen gezwungen sind, ein stabiles Geschäfts-
modell zu entwickeln, rücken endlich die Bedürfnisse
der eigentlichen Kunden in den Vordergrund. Kon-
kret könnte das bedeuten: Sie entwickeln effizien-
tere Modelle, die weniger Energie verbrauchen und
damit kostengünstiger und umweltfreundlicher sind.
Und zuverlässigere KI,die weniger Fehler macht und
keine Fakten mehr erfindet. Diese Dinge sind es, die
für die Nutzer einen Unterschied machen.

Den Beginn dieserTrendwende kann man in den
Fähigkeiten von GPT-5 bereits erkennen. Das neue
Modell halluziniert deutlich weniger als seine Vor-
gängerversion. Es entscheidet intern, wie viele Res-
sourcen zur Beantwortung einer Frage nötig sind,
und investiert nur dann in energieintensive Denk-
prozesse,wenn es wirklich nötig ist. So erreicht es die
gleiche Leistung effizienter als Konkurrenzmodelle.
Und es kann besser mit externen Werkzeugen um-
gehen, also beispielsweise Websites öffnen oder
Programmcode laufen lassen. Dadurch hat es mehr
Potenzial, sich tatsächlich zum nützlichen Assisten-
ten im Alltag zu entwickeln. Supernützlichkeit statt
Superintelligenz als neues Ziel der KI-Firmen:Futu-
risten mögen etwas traurig sein, für die meistenAn-
wender aber ist das ein Grund zur Freude.

Nur unter dem Druck
von umfangreicheren
Waffenlieferungen
an die Ukraine
und härteren Sanktionen
wird Putin
seinen Feldzug aufgeben.

Generelle Verbote
aus den Rathäusern,
die noch dazu eher politisch
als pädagogisch motiviert sind,
eignen sich nicht
für den Umgang
mit neuen Technologien.

Wenn die KI-Unternehmen
gezwungen sind,
ein stabiles Geschäftsmodell
zu entwickeln, rücken
endlich die Bedürfnisse
der eigentlichen Kunden
in den Vordergrund.


